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Praambel

Die Lebenshilfe Tubingen e.V. vertritt als anerkannter gemeinndtziger Verein seit seiner
Grindung im Jahr 1961 die Interessen von Menschen mit Behinderung und ihrer
Angehdrigen. Die Lebenshilfe Tibingen e.V. setzt sich fir die Inklusion und umfassende
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel ein, ihnen ein eigenstandiges und

selbstbestimmtes Leben zu ermaglichen.

Der Verein hat sich nun zur Griindung der Lebenshilfe-Stiftung Tibingen in Form einer
Stiftung des Birgerlichen Rechtes entschlossen, um noch besser fiir die Zukunft
vorzusorgen - in der Uberzeugung, dass biirgerschaftliches Engagement auch in
wirtschaftlicher Hinsicht in den kommenden Jahren immer wichtiger und wesentlicher
werden wird, um das fiur die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben der
Gesellschaft notwendige Netzwerk an Diensten und Einrichtungen zu erhalten und
bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Insbesondere die Versorgung von Menschen mit
Behinderung mit Wohn- und Lebensraum fir eine hilfreich begleitete Lebensfiihrung bis in
hohe Alter hinein (z.B. Wohngemeinschaften, Seniorentagesstatten) wird dabei im Zentrum

der Herausforderungen stehen.

Birgerschaftliches Engagement kann so - neben ehrenamtlicher Mitwirkung im
Vereinsgeschehen der Lebenshilfe - auch den Einsatz eigener Vermogensmittel fir die
Sicherung einer gesellschaftlich integrierten Lebenssituation von Menschen mit
Behinderung bedeuten. Deshalb will die Lebenshilfe-Stiftung Tiibingen interessierten
Birgerinnen und Biirgern die Chance geben, auf eine langfristig gesicherte und
werterhaltende Art und Weise Geld- und andere Vermogenswerte zugunsten von Menschen

mit Behinderung und zur Absicherung und Gestaltung derer Lebenssituation einzusetzen.

Stiftung steht hier als Synonym fir Vertrauen und Werterhalt. Die Lebenshilfe-Stiftung

Tubingen baut auf das Vertrauen vieler Birgerinnen und Birger aus der Region!
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(1)
(2)
(3)
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§1
Name, Sitz, Rechtsform, Geschaftsjahr
Die Stiftung fihrt den Namen , Lebenshilfe-Stiftung Tlibingen™.
Sie ist eine rechtsfahige Stiftung des biirgerlichen Rechts.
Sie hat ihren Sitz in Tibingen.

Geschaftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr.

§ 2

Stiftungszweck

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Hilfe fiir Menschen mit Behinderungen und die

Forderung mildtatiger Zwecke nach § 53 AO. Die Stiftung fordert Mafinahmen und

Einrichtungen, die eine wirksame Hilfe fir Menschen mit Behinderungen, deren Eltern

und Angehorige darstellen.

(1)

(2)

Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a) die Beschaffung von Mitteln und Einrichtungen fir die Lebenshilfe Tiibingen e.V. zur
Verwirklichung dessen steuerbegiinstigter Zwecke,

b) die Unterstiitzung von MafBnahmen zur Bildung, Betreuung, Unterbringung,
Beschaftigung, Erholung und sonstige begleitende Angebote fiir Menschen mit
Behinderungen,

c) den Erwerb oder Herstellung und Erhaltung von Wohnungen fiir Menschen mit
Behinderungen,

d) die Férderung von Arbeitsplatzen und tagesstrukturierenden Hilfen fir Menschen mit
Behinderungen,

e) die Testamentsvollstreckung, sofern Menschen mit Behinderungen beteiligt sind,

f) die treuhanderische Verwaltung unselbstandiger Stiftungen, sofern diese zugunsten
von Menschen mit Behinderungen errichtet wurden.

Die Stiftung fordert weiterhin mildtatige Zwecke durch die Unterstiitzung
hilfsbedirftiger Personen im Sinne des § 53 Nr. 1 Abgabenordnung, die infolge ihres
korperlichen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind,
ohne Ricksicht auf deren Staatsangehorigkeit, Konfession, Herkunft, Geschlecht oder

sexuelle Identitat.
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(3)

(4)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

Die Stiftung kann ihren Zweck auch dadurch erfiillen, dass sie andere Organisationen
und Einrichtungen unterstitzt, die in gemeinnitziger Weise dem Stiftungszweck

entsprechende Ziele verfolgen.

Die Zwecke miissen nicht gleichzeitig oder in gleichem Malfie verwirklicht werden.

§3
Gemeinniitzigkeit

Die Stiftung verfolgt ausschliefilich und unmittelbar gemeinntitzige und mildtatige
Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuerbeglinstigte Zwecke" der Abgabenordnung in

der jeweils giltigen Fassung.

Die Stiftung ist selbstlos tatig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Die Mittel der Stiftung diirfen nur fur die satzungsmafligen Zwecke verwendet

werden.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung nicht entsprechen,
oder durch unverhaltnismaflig hohe Vergiitungen oder sonstige

Vermogenszuwendungen beglinstigt werden.

Die Beglinstigten (Destinatére) der Stiftung konnen aus der Zuwendung der Mittel

keinen Rechtsanspruch auf weitere Forderung gegen die Stiftung herleiten.

Die Stiftung strebt die Mitgliedschaft im Deutschen Paritatischen Wohlfahrtsverband,
Landesverband Baden-Wirttemberg als anerkanntem Spitzenverband der Freien

Wohlfahrtspflege an.

§4
Stiftungsvermogen

Das Stiftungsvermogen besteht aus dem Grundstockvermogen und dem sonstigen
Vermogen der Stiftung. Das Grundstockvermogen besteht aus dem gewidmeten
Vermogen und dem der Stiftung zugewendeten Vermogen, das vom Zuwendenden dazu
bestimmt wurde, Teil des Grundstockvermogens zu werden (Zustiftung) sowie dem

Vermogen, das von der Stiftung zu Grundstockvermaogen bestimmt wurde.

Das Grundstockvermagen ist ungeschmalert zu erhalten. Der Stiftungszweck ist mit den
Nutzungen des Grundstockvermogens zu erfiillen. Auf Antrag kann die nach Landrecht
zustandige Behorde fiir einen bestimmten Teil des Grundstockvermaogens eine zeitlich
begrenzte Ausnahme zulassen, wenn dadurch die dauernde und nachhaltige Erfillung

des Stiftungszwecks nicht beeintrachtigt wird.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5]

Das Stiftungsvermogen ist getrennt von fremdem Vermaogen zu verwalten. Mit dem

Stiftungsvermaogen darf nur der Stiftungszweck erfiillt werden.

Die Stiftung darf Zustiftungen annehmen, sofern diese nicht an Auflagen oder Bedin-
gungen geknipft sind, die im Widerspruch zum Stiftungszweck stehen. Zuwendungen
aufgrund einer Verfliigung von Todes wegen ohne Zweckbestimmung konnen dem
Grundstockvermogen zugefiihrt werden. Die Stiftung kann im Rahmen der Bestim-
mungen der Abgabenordnung um Zustiftungen zur Aufstockung des Stiftungskapitals

werben.

Vermogensumschichtungen sind nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsfiihrung
zulassig, wenn sie der dauernden und nachhaltigen Verwirklichung des Stiftungs-

zwecks dienen.

§5

Stiftungsverwaltung, Verwendung der Vermaogensertrage und Zuwendungen,

Riicklagenbildung

Die Verwaltung dient der dauernden und nachhaltigen Erfiillung des Stiftungszwecks.

Die Stiftung ist sparsam und wirtschaftlich zu verwalten.
Die Stiftung erfillt ihre Aufgaben
a) aus den Ertragen des Stiftungsvermagens,

b) aus Zuwendungen Dritter, soweit diese vom Zuwendenden nicht ausdriicklich zur

Erhohung des Stiftungsvermogens bestimmt sind und
c) durch die Nutzung ihrer Vermdgensgegenstande.

Samtliche Mittel dirfen ausschliefilich fir satzungsgemafle Zwecke verwendet werden.
Sie missen grundsatzlich zeitnah unmittelbar fir die Verfolgung des satzungsmafligen

Stiftungszwecks eingesetzt werden.

Die Ertrage des Stiftungsvermogens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen
sind zur Erfullung des Stiftungszwecks zeitnah zu verwenden. Sie konnen im Rahmen
des steuerlich Zulassigen ganz oder teilweise einer Riicklage zugefiihrt werden, soweit
dies erforderlich ist, um den satzungsmafligen Stiftungszweck nachhaltig erfillen zu
konnen. Es liegt im Ermessen des Stiftungsrats und des Vorstands, Uber den Betrag zu

entscheiden, ab dem die Stiftung eine Zustiftung annehmen soll.

Die Stiftung kann im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren -
gemaR § 62 Abs. 4 Abgabenordnung (AO) - Uberschiisse aus der Vermdgensverwaltung
und die Gewinne aus wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben nach § 14 AO ganz oder

teilweise ihrem Vermogen zufiihren.
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(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

Zur Werterhaltung des Stiftungsvermégens kann ein Teil des Uberschusses aus der
Vermogensverwaltung einer freien Riicklage oder dem Stiftungsvermogen zugefiihrt

werden, soweit dies die steuerrechtlichen Bestimmungen zulassen.

§6
Organe der Stiftung
Organe der Stiftung sind
a) der Stiftungsrat,
b] der Vorstand

Die Mitglieder der Organe sind verpflichtet, iiber Angelegenheiten, die lhrem Wesen
nach vertraulich oder als solche ausdriicklich bezeichnet worden sind, dauernd, auch

nach Ausscheiden aus dem Amt, Verschwiegenheit zu bewahren.

Die Mitglieder der Stiftungsorgane haben keinerlei Anspruch auf die Ertrage des
Stiftungsvermaogens. Bei ehrenamtlicher Tatigkeit fur die Stiftung haben sie Anspruch
auf Erstattung ihrer tatsachlich entstandenen Auslagen, soweit diese den Rahmen des

Ublichen nicht tiberschreiten.

Sofern die Stiftung einen hauptamtlichen Vorstand oder mehrere hauptamtliche
Vorstandsmitglieder hat, kann eine angemessene Vergltung aufgrund eines
Dienstvertrages oder einer besonderen Vereinbarung gezahlt werden, wenn der

Stiftungsrat diese genehmigt.

Die Mitglieder des Stiftungsrats und des ehrenamtlichen Vorstands haften gegeniber
der Stiftung nur fir solche Schaden, die durch grob fahrlassige oder vorsatzliche
Pflichtverletzungen ihrerseits entstanden sind und kein Versicherungsschutz dem

Grunde und/oder der Hohe nach besteht.

Jede Anderung, die die Zusammensetzung der Organe oder die
Vertretungsberechtigung der Vorstandsmitglieder betrifft, ist der Aufsichtsbehorde

unverzlglich mitzuteilen.

§7
Vorstand

Der Vorstand besteht aus bis zu drei Personen. Der erste Vorstand wird vom
Grindungsstifter Lebenshilfe Tubingen e.V. bestellt. Danach werden seine Mitglieder

vom Stiftungsrat gewahlt.
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(4)
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(1)

(2)

(3)

(1)

Die Dauer des Amtes eines Vorstandsmitglieds betragt drei Jahre. Der Vorstand bleibt
solange im Amt, bis ein neuer berufen ist. Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist

zweimal zulassig. Die maximale Amtszeit betragt also neun Jahre.

Vorstandsmitglieder konnen vom Stiftungsrat jederzeit aus wichtigem Grund abberufen
werden. lhnen ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Als wichtiger Grund
ist insbesondere eine nachhaltige oder grobliche Verletzung der nach dieser Satzung
dem Vorstand obliegenden Aufgaben anzusehen. Mit der Abberufung endet das Amt des

Vorstandsmitglieds.

Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Vorstand aus, so
wahlt der Stiftungsrat unverziglich fir den Rest der Amtszeit ein neues

Vorstandsmitglied.

Der Vorstand wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden

Vorsitzenden.

§8
Vertretung der Stiftung

Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und auf3ergerichtlich; er hat die Stellung
eines gesetzlichen Vertreters. Ist eine Willenserklarung gegeniber der Stiftung

abzugeben, so genlgt die Abgabe gegentiiber einem Mitglied des Vorstands.

Die Stiftung wird durch jeweils zwei Mitglieder des Vorstands vertreten. Jedem
Vorstandsmitglied kann durch Beschluss des Stiftungsrats Einzelvertretungsmacht
erteilt werden. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, ist es stets zur Einzelvertretung

berechtigt.

Jedes Mitglied des Vorstands kann von den Beschrankungen des § 181 BGB fir ein
konkretes Rechtsgeschaft oder partiell fiir Rechtsgeschafte mit gemeinnitzigen

Korperschaften durch Beschluss des Stiftungsrats befreit werden.

§9
Aufgaben des Vorstands

Der Vorstand fuhrt die Geschafte der Stiftung. Er verwaltet das Stiftungsvermogen nach
Mafligabe der Gesetze, dieser Satzung und der Beschliisse des Stiftungsrats sowie der
Geschaftsordnung. Dabei hat er den historischen Stifterwillen und den Stiftungszweck
so wirksam wie maoglich zu erfillen. Solange der Verein Lebenshilfe Tibingen e.V. oder
ein Rechtsnachfolger des Vereins existiert, sind die Einrichtungen des Vereins vorrangig

zu fordern.
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(3)

(1)
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(3)
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Aufgaben des Vorstands sind insbesondere die

a) gewissenhafte, sparsame und auf Mehrung gerichtete Verwaltung des

Stiftungsvermogens und der sonstigen Mittel,

b) Fiihrung von Biichern nach den Grundsatzen ordnungsgemafBer Buchfiihrung und die
Aufstellung des Jahresabschlusses mit entsprechender Beschlussempfehlung fiir die

Ergebnisverwendung,

c) Aufstellung Wirtschaftsplan bis zum 30.11. eines Jahres fir das Folgejahr

d) jahrliche Aufstellung eines Berichts fir den Stiftungsrat tiber die Arbeit der Stiftung,
e) Vorbereitung der Sitzungen des Stiftungsrats,

f) Ausfiihrung der Beschlisse des Stiftungsrats,

g) Offentlichkeitsarbeit

Die besonderen Aufgaben des Vorstands sowie die genaue Aufgabenverteilung zwischen
den Vorstandsmitgliedern sind im Rahmen einer Geschaftsordnung fir den Vorstand zu

regeln.

§10
Beschlussfassung des Vorstands

Der Vorstand fasst seine Beschliisse in prasenten oder virtuellen Vorstandssitzungen.
Einzelheiten werden mit der Einladung zur Vorstandssitzung mitgeteilt. Der Vorstand
wird vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter nach Bedarf, mindestens aber einmal
jahrlich unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zu

einer Sitzung einberufen.

Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle Mitglieder anwesend sind und kein Mitglied

widerspricht.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder anwesend

sind.

Der Vorstand fasst seine Beschlisse mit einfacher Mehrheit seiner anwesenden
Mitglieder, sofern die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. Bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden, im Falle seiner Abwesenheit oder bei Enthaltung die

des stellvertretenden Vorsitzenden den Ausschlag.

Vorstandsbeschliisse konnen auch im Rahmeneines schriftlichen Umlaufverfahrens
gefasst werden. Textform ist zulassig. Die Vorstandsmitglieder miissen in einem ersten
Schritt dem Umlaufverfahren und in einem zweiten Schritt dem Beschlussgegenstand

zustimmen, ablehnen oder sich enthalten. Damit eine wirksame Beschlussfassung
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

erfolgt, muss sich mehr als die Halfte der Mitglieder an der Abstimmung beteiligen. Fir
die Stimmabgabe ist den Mitgliedern eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb derer
schriftlich oder per E-Mail dem Vorstandsvorsitzenden gegeniber reagiert werden
kann. Fir die Fristwahrung ist der Zeitpunkt des Zugangs der Stimmabgabe beim

Vorstandsvorsitzenden entscheidend.

Uber die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen und vom Sitzungsleiter sowie dem
Protokollanten zu unterzeichnen. Sie sind allen Mitgliedern der Stiftungsorgane zur

Kenntnis zu bringen.

§ 11
Stiftungsrat

Der Stiftungsrat besteht aus bis zu sieben sachkundigen Personen, die besondere
Fachkompetenz und Erfahrung in Hinblick auf die Aufgabenerfiillung der Stiftung haben.
Ein Mitglied soll in Finanz- und Wirtschaftsfragen sachverstandig sein. Eltern von
Menschen mit Behinderungen sollen angemessen vertreten sein. Die Berufungen in den
Stiftungsrat erfolgen durch den Vorstand der Lebenshilfe Tubingen e.V. oder dessen
Rechtsnachfolger. Besteht die Lebenshilfe Tibingen nicht mehr und existiert auch kein

Rechtsnachfolger, erfolgt die Bestellung in den Stiftungsrat durch Zuwahl.

Die Mitglieder des Stiftungsrats werden jeweils fur eine individuelle Wahldauer von vier
Jahren berufen. Sie bleiben solange im Amt, bis ein neuer Stiftungsrat berufen ist.
Wiederholte Berufung ist zulassig. Spatestens ein halbes Jahr vor Ablauf der
Wahlperiode entscheidet der Vorstand der Lebenshilfe Tibingen e.V. oder sein

Rechtsnachfolger uber die Wiederberufung.

Die Mitgliedschaft im Stiftungsrat endet durch Ricktritt, der gegeniber dem

Vorsitzenden des Stiftungsrats zu erklaren ist, oder nach Ablauf der Wahlperiode.

Der Stiftungsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter fir

die Dauer ihrer Wahlperiode.

Vom Vorstand der Lebenshilfe e.V. bestellte Stiftungsratsmitglieder konnen durch
diesen jederzeit aus wichtigem Grund abberufen werden. lhnen ist zuvor Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Entsprechendes gilt fir die zugewahlten

Stiftungsratsmitglieder.

Mitglieder des Stiftungsrats diirfen nicht zugleich Mitglieder des Stiftungsvorstands
sein. Keines der Stiftungsratsmitglieder darf in einem entgeltlichen
Beschaftigungsverhaltnis zur Stiftung oder zu einer Einrichtung stehen, an der die

Stiftung unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist.
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(2)
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§12
Sitzungen des Stiftungsrats

Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jahrlich, prasent oder
virtuell zusammen. Die Mitglieder werden vom Vorsitzenden des Stiftungsrats - im
Verhinderungsfall durch dessen Stellvertreter — unter Einhaltung einer Frist von
mindestens zehn Tagen schriftlich unter Angabe von Tagesordnung und Tagungsort
eingeladen. In nachgewiesenen Eilfallen kann die Ladungsfrist auf drei Tage verkiirzt

werden. Die Eilbedirftigkeit ist in der Sitzung zu bestatigen.

Fir die Berechnung der Frist zur Einladung ist der Tag der Absendung der Einladung
mafgebend (es gilt das Datum des Poststempels oder des Sendeberichts der Faxe, der
E-Mails). Der Fristlauf beginnt zwei Tage nach Aufgabe zur Post bzw. Versendung per
Fax oder E-Mail, wobei fur die Fristberechnung der Tag der Versammlung nicht

mitgerechnet wird.

Der Stiftungsrat muss ferner unverziglich einberufen werden, wenn es von mehr als
der Halfte seiner Mitglieder unter Angabe des zu beratenden Gegenstandes schriftlich

bei dem Vorsitzenden des Stiftungsrats beantragt wird.

Der Vorsitzende des Stiftungsrats - im Fall seiner Verhinderung - sein Stellvertreter

leitet die Sitzungen des Stiftungsrats.

Der Stiftungsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsgemaf einberufen wurde und
mehr als die Halfte seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende des Stiftungsrats oder

dessen Stellvertreter, anwesend sind.

Ist der Stiftungsrat nicht beschlussfahig im Sinne der Ziffer 5, so hat der Vorsitzende
des Stiftungsrats - im Verhinderungsfall der Stellvertreter — unverzuglich eine neue
Sitzung mit derselben Tagesordnung und einer Ladungsfrist von zehn Tagen auf einen

Zeitpunkt einzuberufen, der langstens vier Wochen spater liegen darf.

Der Stiftungsrat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden
Mitglieder, sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden des Stiftungsrats - im Verhinderungsfall des

Stellvertreters - den Ausschlag.

Die Beschlussfassung kann auch im schriftlichen Verfahren per E-Mail erfolgen. Dieses
ist nur zulassig, wenn dem kein Stiftungsratsmitglied widerspricht. Die Antworten der
Mehrheit der Stiftungsratsmitglieder missen innerhalb einer Woche nach Versand der
Anfrage beim Vorsitzenden des Stiftungsrats (Gesché&ftsadresse am Sitz der Stiftung) -
im Verhinderungsfall bei dessen Stellvertreter — vorliegen. Das Ergebnis der
Beschlussfassung und die Beteiligung daran sind in die Niederschrift der nachsten

Sitzung aufzunehmen. E-Mails sind auszudrucken und dem Protokoll hinzuzufiigen.
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(9)  Uber jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen, das den Tag der Sitzung, die Namen
der Anwesenden und die gefassten Beschliisse enthalten muss. Das Protokoll ist von
dem Sitzungsleiter zu unterzeichnen und allen Mitgliedern des Stiftungsrats nach der
Sitzung in Kopie zuzusenden. Uber die Genehmigung des Protokolls ist auf der

folgenden Sitzung zu beschlie3en. Das Original ist in der Geschaftsstelle zu verwahren.

(10) Jedes Mitglied kann bis spatestens zwei Tage vor einer Versammlung beim
Vorsitzenden des Stiftungsrats schriftlich die Erganzung der Tagesordnung beantragen.
Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Versammlung die Tagesordnung
entsprechend zu erganzen. Uber Antrige auf Ergénzung der Tagesordnung, die erst in
der Versammlung gestellt werden, beschliefit der Stiftungsrat. Zur Annahme ist eine

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen giltigen Stimmen erforderlich.

(11) An den Sitzungen nehmen die Vorstandsmitglieder ohne Stimmrecht teil, sofern der

Stiftungsrat im Einzelfall die Teilnahme nicht ausschlief3t.

§13
Aufgaben des Stiftungsrats

(1) Der Stiftungsrat ist zustandig fiir Grundsatzentscheidungen und fiir alle ihm durch diese

Satzung zugewiesenen Aufgaben.
(2) Seine Aufgaben sind insbesondere die

a) Vorgaben von Richtlinien fir die Verwendung von Stiftungsmitteln und
Beschlussfassung tber die Verwendung der Ertrage des Stiftungsvermdgens und der

sonstigen Einkiinfte der Stiftung auf Vorschlag des Vorstands

b) Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie gegebenenfalls Abschluss,

Anderung und Kiindigung ihrer Dienstvertrige

c) Verabschiedung und Anderung einer Geschaftsordnung fiir den Vorstand sowie die
Beschlussfassung zu den nach der Geschaftsordnung zustimmungspflichtigen

Geschaften

d) Genehmigung der Jahresrechnung mit Vermdgensibersicht bzw. Feststellung des
Jahresabschlusses sowie die Entgegennahme des Berichts uber die Erfillung des

Stiftungszwecks)
e) Entlastung des Vorstands

f) bei Bedarf Wahl und Beauftragung eines Wirtschaftspriifers oder einer

Wirtschaftspriifungsgesellschaft als Abschlussprifer

g) Genehmigung von Kauf, Verkauf, Ubertragung und Belastung von Grundstiicken und

grundstiicksgleichen Rechten
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(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

h) Beschlisse tiber eine Aufwandsentschadigung nach § 6 Abs. 3 dieser Satzung

i) Beschlussfassung Gber die Annahme und treuhénderische Verwaltung von anderen

steuerbegiinstigten unselbstandigen Stiftungen
j) Geltendmachung von Anspriichen, die der Stiftung gegeniiber dem Vorstand zustehen

k) Vornahme von Anderungen der Satzung und die Beschlussfassung iiber die Aufldsung
der Stiftung oder die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung gemaf den
Vorschriften der §§ 14 und 15

Der Stiftungsrat berat und beschliefit ferner Gber vom Vorstand vorgelegte Fragen und

Angelegenheiten. Das Nahere wird in der Geschaftsordnung fiir den Vorstand geregelt.

Bei Abschluss von Anstellungsvertragen mit Vorstandsmitgliedern gemaB Ziffer 2 b)
sowie bei Geltendmachung von Ersatzanspriichen nach Ziffer 2 j) und bei der
Beauftragung des Abschlusspriifers nach Ziffer 2 f) wird der Stiftungsrat durch seinen

Vorsitzenden - im Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter - vertreten.

Der Einwilligung des Stiftungsrats bedirfen Rechtsgeschafte, die in der

Geschaftsordnung fir den Vorstand geregelt werden.

Der Vorsitzende des Stiftungsrats oder ein vom Stiftungsrat beauftragtes Mitglied kann
sich jederzeit vom Vorstand uber alle Angelegenheiten der Stiftung unterrichten lassen.
Dies kann auch durch Einsichtnahme in die Biicher und Prifung der Kassenfiihrung
geschehen, gegebenenfalls auch durch Sachverstandige, die einer beruflichen

Schweigepflicht unterliegen.

§ 14
Satzungsanderungen, Zusammenlegung und Aufhebung der Stiftung

Satzungsanderungen sind bei Wahrung des Stiftungszwecks und unter Beachtung des
urspringlichen Willens des Stifters zulassig, soweit sie zur Anpassung an veranderte
Verhaltnisse geboten erscheinen bzw. wenn sich zur Aufrechterhaltung des
Stiftungsbetriebs die Notwendigkeit dazu ergibt. Sie diirfen die Steuerbeglinstigung der
Stiftung nicht beeintrachtigen oder aufheben. Soweit sie sich auf die
Steuerbegiinstigung der Stiftung auswirken konnen, sind sie der zustandigen

Finanzbehorde zur Prifung vorzulegen.

Anderungen des Stiftungszwecks sind nur zuldssig, wenn die dauerhafte und
nachhaltige Erfullung des Stiftungszwecks unmaglich geworden ist oder wegen
wesentlicher Veranderung der Verhaltnisse nicht mehr gesichert erscheint. Dabei ist

der urspringliche Wille des Stifters so weit als maoglich zu bericksichtigen.
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(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

Die Aufhebung der Stiftung oder die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung ist
ebenfalls nur unter den in Abs. 2 genannten Voraussetzungen zulassig. Im Falle der
Zusammenlegung der Stiftung muss das Vermaogen bei der neuen oder aufnehmenden
Stiftung ausschlieflich und unmittelbar zu steuerbegiinstigten Zwecken im Sinne der
Abgabenordnung verwendet werden, die vornehmlich im Bereich der Forderung der

Hilfe fir Menschen mit Behinderung liegen.

Satzungsanderungen nach Abs. 1 bedirfen eines entsprechenden Beschlusses von 2/3

aller Mitglieder des Stiftungsrats.

Anderungen des Stiftungszwecks nach Abs. 2 und Entscheidungen nach Abs. 3 bediirfen
eines entsprechenden Beschlusses von 3/4 aller Mitglieder von Stiftungsrat und

Stiftungsvorstand.

Samtliche Beschlisse nach den Absatzen 1 bis 3 bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Genehmigung durch die Stiftungsbehérde. Anderungen des Satzungszwecks bediirfen
zudem der Zustimmung des zusténdigen Finanzamtes. Im Ubrigen sind die Beschliisse

der zustandigen Finanzbehorde anzuzeigen.

§15
Stiftungsvermogen nach Aufhebung

Bei Auflosung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegtinstigter Zwecke
fallt ihr Vermdgen an den Verein . Lebenshilfe Tibingen e.V.”, der es unmittelbar und
ausschlieflich fur gemeinnttzige oder mildtatige Zwecke zu verwenden hat, die dem

Stiftungszweck gem. § 2 der Satzung moglichst nahekommen.

Wenn der Verein ,Lebenshilfe Tibingen e.V.” nicht mehr besteht, so fallt das
verbleibende Vermdgen an den Landesverband Baden-Wirttemberg der Lebenshilfe fur
Menschen mit Behinderung e.V. oder seinen Rechtsnachfolger und die
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. oder seinen Rechtsnachfolger je zur Halfte, die es
unmittelbar und ausschliefilich fiir gemeinnutzige oder mildtatige Zwecke zu verwenden

haben, die dem Stiftungszweck gem. § 2 der Satzung mdoglichst nahekommen.

§16
Stiftungsaufsicht

Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maf3gabe der einschlagigen

stiftungsrechtlichen Bestimmungen.

Stiftungsbehorde ist das Regierungsprasidium Tibingen.
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(3)

Die Stiftungsbehorde ist auf Wunsch jederzeit Gber die Angelegenheiten der Stiftung zu
unterrichten. Anderungen in der Zusammensetzung des vertretungsberechtigten
Stiftungsorgans sind unaufgefordert anzuzeigen. Die Jahresrechnung mit einer
Vermogensibersicht und einem Bericht tber die Erfillung des Stiftungszwecks ist der
Stiftungsbehorde innerhalb von sechs Monaten nach Ende eines jeden Geschaftsjahres

(bis zum 01.07.) unaufgefordert vorzulegen.
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	SATZUNG DER LEBENSHILFE-STIFTUNG TüBINGEN
	(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung.
	(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung nicht entsprechen, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen oder sonstige Vermögenszuwendungen begünstigt werden.
	(4) Die Begünstigten (Destinatäre) der Stiftung können aus der Zuwendung der Mittel keinen Rechtsanspruch auf weitere Förderung gegen die Stiftung herleiten.
	(5) Die Stiftung strebt die Mitgliedschaft im Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, Landesverband Baden-Württemberg als anerkanntem Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege an.
	(1) Das Stiftungsvermögen besteht aus dem Grundstockvermögen und dem sonstigen Vermögen der Stiftung. Das Grundstockvermögen besteht aus dem gewidmeten Vermögen und dem der Stiftung zugewendeten Vermögen, das vom Zuwendenden dazu bestimmt wurde, Teil ...
	(2) Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert zu erhalten. Der Stiftungszweck ist mit den Nutzungen des Grundstockvermögens zu erfüllen. Auf Antrag kann die nach Landrecht zuständige Behörde für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens eine zeitli...
	(3) Das Stiftungsvermögen ist getrennt von fremdem Vermögen zu verwalten. Mit dem Stiftungsvermögen darf nur der Stiftungszweck erfüllt werden.
	(4) Die Stiftung darf Zustiftungen annehmen, sofern diese nicht an Auflagen oder Bedin-gungen geknüpft sind, die im Widerspruch zum Stiftungszweck stehen. Zuwendungen aufgrund einer Verfügung von Todes wegen ohne Zweckbestimmung können dem Grundstockv...
	(5) Vermögensumschichtungen sind nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung zulässig, wenn sie der dauernden und nachhaltigen Verwirklichung des Stiftungs-zwecks dienen.
	(1) Die Verwaltung dient der dauernden und nachhaltigen Erfüllung des Stiftungszwecks. Die Stiftung ist sparsam und wirtschaftlich zu verwalten.
	(2) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben
	a) aus den Erträgen des Stiftungsvermögens,
	b) aus Zuwendungen Dritter, soweit diese vom Zuwendenden nicht ausdrücklich zur Erhöhung des Stiftungsvermögens bestimmt sind und
	c) durch die Nutzung ihrer Vermögensgegenstände.
	(3) Sämtliche Mittel dürfen ausschließlich für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Sie müssen grundsätzlich zeitnah unmittelbar für die Verfolgung des satzungsmäßigen Stiftungszwecks eingesetzt werden.
	(4) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen sind zur Erfüllung des Stiftungszwecks zeitnah zu verwenden. Sie können im Rahmen des steuerlich Zulässigen ganz oder teilweise einer Rücklage zugeführt werden, soweit d...
	(5) Die Stiftung kann im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren - gemäß § 62 Abs. 4 Abgabenordnung (AO) - Überschüsse aus der Vermögensverwaltung und die Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nach § 14 AO ganz oder te...
	(1) Der Vorstand besteht aus bis zu drei Personen. Der erste Vorstand wird vom Gründungsstifter Lebenshilfe Tübingen e.V. bestellt. Danach werden seine Mitglieder vom Stiftungsrat gewählt.
	(2) Die Dauer des Amtes eines Vorstandsmitglieds beträgt drei Jahre. Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer berufen ist. Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist zweimal zulässig. Die maximale Amtszeit beträgt also neun Jahre.
	(3) Vorstandsmitglieder können vom Stiftungsrat jederzeit aus wichtigem Grund abberufen werden. Ihnen ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Als wichtiger Grund ist insbesondere eine nachhaltige oder gröbliche Verletzung der nach dieser Sat...
	(4) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Vorstand aus, so wählt der Stiftungsrat unverzüglich für den Rest der Amtszeit ein neues Vorstandsmitglied.
	(5) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
	(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Ist eine Willenserklärung gegenüber der Stiftung abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem Mitglied des Vorstands.
	(2) Die Stiftung wird durch jeweils zwei Mitglieder des Vorstands vertreten. Jedem Vorstandsmitglied kann durch Beschluss des Stiftungsrats Einzelvertretungsmacht erteilt werden. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, ist es stets zur Einzelvertretun...
	(3) Jedes Mitglied des Vorstands kann von den Beschränkungen des § 181 BGB für ein konkretes Rechtsgeschäft oder partiell für Rechtsgeschäfte mit gemeinnützigen Körperschaften durch Beschluss des Stiftungsrats befreit werden.
	(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Stiftung. Er verwaltet das Stiftungsvermögen nach Maßgabe der Gesetze, dieser Satzung und der Beschlüsse des Stiftungsrats sowie der Geschäftsordnung. Dabei hat er den historischen Stifterwillen und den Stiftun...
	(2) Aufgaben des Vorstands sind insbesondere die
	a) gewissenhafte, sparsame und auf Mehrung gerichtete Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel,
	b) Führung von Büchern nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlusses mit entsprechender Beschlussempfehlung für die Ergebnisverwendung,
	c) Aufstellung Wirtschaftsplan bis zum 30.11. eines Jahres für das Folgejahr
	d) jährliche Aufstellung eines Berichts für den Stiftungsrat über die Arbeit der Stiftung,
	e) Vorbereitung der Sitzungen des Stiftungsrats,
	f) Ausführung der Beschlüsse des Stiftungsrats,
	g) Öffentlichkeitsarbeit
	(3) Die besonderen Aufgaben des Vorstands sowie die genaue Aufgabenverteilung zwischen den Vorstandsmitgliedern sind im Rahmen einer Geschäftsordnung für den Vorstand zu regeln.
	(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in präsenten oder virtuellen Vorstandssitzungen. Einzelheiten werden mit der Einladung zur Vorstandssitzung mitgeteilt. Der Vorstand wird vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter nach Bedarf, mindestens aber ...
	Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle Mitglieder anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.
	(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind.
	(3) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit seiner anwesenden Mitglieder, sofern die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden, im Falle seiner Abwesenheit oder bei Enthaltung die d...
	(4) Vorstandsbeschlüsse können auch im Rahmeneines schriftlichen Umlaufverfahrens gefasst werden. Textform ist zulässig. Die Vorstandsmitglieder müssen in einem ersten Schritt dem Umlaufverfahren und in einem zweiten Schritt dem Beschlussgegenstand zu...
	(5) Über die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen und vom Sitzungsleiter sowie dem Protokollanten zu unterzeichnen. Sie sind allen Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen.
	(1) Der Stiftungsrat besteht aus bis zu sieben sachkundigen Personen, die besondere Fachkompetenz und Erfahrung in Hinblick auf die Aufgabenerfüllung der Stiftung haben. Ein Mitglied soll in Finanz- und Wirtschaftsfragen sachverständig sein. Eltern vo...
	(2) Die Mitglieder des Stiftungsrats werden jeweils für eine individuelle Wahldauer von vier Jahren berufen. Sie bleiben solange im Amt, bis ein neuer Stiftungsrat berufen ist. Wiederholte Berufung ist zulässig. Spätestens ein halbes Jahr vor Ablauf d...
	(3) Die Mitgliedschaft im Stiftungsrat endet durch Rücktritt, der gegenüber dem Vorsitzenden des Stiftungsrats zu erklären ist, oder nach Ablauf der Wahlperiode.
	(4) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die Dauer ihrer Wahlperiode.
	(5) Vom Vorstand der Lebenshilfe e.V. bestellte Stiftungsratsmitglieder können durch diesen jederzeit aus wichtigem Grund abberufen werden. Ihnen ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Entsprechendes gilt für die zugewählten Stiftungsratsmi...
	(6) Mitglieder des Stiftungsrats dürfen nicht zugleich Mitglieder des Stiftungsvorstands sein. Keines der Stiftungsratsmitglieder darf in einem entgeltlichen Beschäftigungsverhältnis zur Stiftung oder zu einer Einrichtung stehen, an der die Stiftung u...
	(1) Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, präsent oder virtuell zusammen. Die Mitglieder werden vom Vorsitzenden des Stiftungsrats – im Verhinderungsfall durch dessen Stellvertreter – unter Einhaltung einer Frist von m...
	(2) Für die Berechnung der Frist zur Einladung ist der Tag der Absendung der Einladung maßgebend (es gilt das Datum des Poststempels oder des Sendeberichts der Faxe, der E-Mails). Der Fristlauf beginnt zwei Tage nach Aufgabe zur Post bzw. Versendung p...
	(3) Der Stiftungsrat muss ferner unverzüglich einberufen werden, wenn es von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder unter Angabe des zu beratenden Gegenstandes schriftlich bei dem Vorsitzenden des Stiftungsrats beantragt wird.
	(4) Der Vorsitzende des Stiftungsrats - im Fall seiner Verhinderung - sein Stellvertreter leitet die Sitzungen des Stiftungsrats.
	(5) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß einberufen wurde und mehr als die Hälfte seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende des Stiftungsrats oder dessen Stellvertreter, anwesend sind.
	(6) Ist der Stiftungsrat nicht beschlussfähig im Sinne der Ziffer 5, so hat der Vorsitzende des Stiftungsrats – im Verhinderungsfall der Stellvertreter – unverzüglich eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung und einer Ladungsfrist von zehn Tagen a...
	(7) Der Stiftungsrat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder, sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Stiftungsrats – im Verhinderungsfall des Stellve...
	(8) Die Beschlussfassung kann auch im schriftlichen Verfahren per E-Mail erfolgen. Dieses ist nur zulässig, wenn dem kein Stiftungsratsmitglied widerspricht. Die Antworten der Mehrheit der Stiftungsratsmitglieder müssen innerhalb einer Woche nach Vers...
	(9) Über jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen, das den Tag der Sitzung, die Namen der Anwesenden und die gefassten Beschlüsse enthalten muss. Das Protokoll ist von dem Sitzungsleiter zu unterzeichnen und allen Mitgliedern des Stiftungsrats nach ...
	(10) Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Tage vor einer Versammlung beim Vorsitzenden des Stiftungsrats schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Versammlung die Tagesordnung entsprechend zu er...
	(11) An den Sitzungen nehmen die Vorstandsmitglieder ohne Stimmrecht teil, sofern der Stiftungsrat im Einzelfall die Teilnahme nicht ausschließt.
	(1) Der Stiftungsrat ist zuständig für Grundsatzentscheidungen und für alle ihm durch diese Satzung zugewiesenen Aufgaben.
	(2) Seine Aufgaben sind insbesondere die
	a) Vorgaben von Richtlinien für die Verwendung von Stiftungsmitteln und Beschlussfassung über die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und der sonstigen Einkünfte der Stiftung auf Vorschlag des Vorstands
	b) Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie gegebenenfalls Abschluss, Änderung und Kündigung ihrer Dienstverträge
	c) Verabschiedung und Änderung einer Geschäftsordnung für den Vorstand sowie die Beschlussfassung zu den nach der Geschäftsordnung zustimmungspflichtigen Geschäften
	d) Genehmigung der Jahresrechnung mit Vermögensübersicht bzw. Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Entgegennahme des Berichts über die Erfüllung des Stiftungszwecks)
	e) Entlastung des Vorstands
	f) bei Bedarf Wahl und Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als Abschlussprüfer
	g) Genehmigung von Kauf, Verkauf, Übertragung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten
	h) Beschlüsse über eine Aufwandsentschädigung nach § 6 Abs. 3 dieser Satzung
	i) Beschlussfassung über die Annahme und treuhänderische Verwaltung von anderen steuerbegünstigten unselbständigen Stiftungen
	j) Geltendmachung von Ansprüchen, die der Stiftung gegenüber dem Vorstand zustehen
	k) Vornahme von Änderungen der Satzung und die Beschlussfassung über die Auflösung der Stiftung oder die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung gemäß den Vorschriften der §§ 14 und 15
	(3) Der Stiftungsrat berät und beschließt ferner über vom Vorstand vorgelegte Fragen und Angelegenheiten. Das Nähere wird in der Geschäftsordnung für den Vorstand geregelt.
	(4) Bei Abschluss von Anstellungsverträgen mit Vorstandsmitgliedern gemäß Ziffer 2 b) sowie bei Geltendmachung von Ersatzansprüchen nach Ziffer 2 j) und bei der Beauftragung des Abschlussprüfers nach Ziffer 2 f) wird der Stiftungsrat durch seinen Vors...
	(5) Der Einwilligung des Stiftungsrats bedürfen Rechtsgeschäfte, die in der Geschäftsordnung für den Vorstand geregelt werden.
	(6) Der Vorsitzende des Stiftungsrats oder ein vom Stiftungsrat beauftragtes Mitglied kann sich jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten der Stiftung unterrichten lassen. Dies kann auch durch Einsichtnahme in die Bücher und Prüfung der Kassenf...
	(1) Satzungsänderungen sind bei Wahrung des Stiftungszwecks und unter Beachtung des ursprünglichen Willens des Stifters zulässig, soweit sie zur Anpassung an veränderte Verhältnisse geboten erscheinen bzw. wenn sich zur Aufrechterhaltung des Stiftungs...
	(2) Änderungen des Stiftungszwecks sind nur zulässig, wenn die dauerhafte und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden ist oder wegen wesentlicher Veränderung der Verhältnisse nicht mehr gesichert erscheint. Dabei ist der ursprüngl...
	(3) Die Aufhebung der Stiftung oder die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung ist ebenfalls nur unter den in Abs. 2 genannten Voraussetzungen zulässig. Im Falle der Zusammenlegung der Stiftung muss das Vermögen bei der neuen oder aufnehmenden Stif...
	(4) Satzungsänderungen nach Abs. 1 bedürfen eines entsprechenden Beschlusses von 2/3 aller Mitglieder des Stiftungsrats.
	(5) Änderungen des Stiftungszwecks nach Abs. 2 und Entscheidungen nach Abs. 3 bedürfen eines entsprechenden Beschlusses von 3/4 aller Mitglieder von Stiftungsrat und Stiftungsvorstand.
	(6) Sämtliche Beschlüsse nach den Absätzen 1 bis 3 bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die Stiftungsbehörde. Änderungen des Satzungszwecks bedürfen zudem der Zustimmung des zuständigen Finanzamtes. Im Übrigen sind die Beschlüsse der zu...
	Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt ihr Vermögen an den Verein „Lebenshilfe Tübingen e.V.“, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden hat, die dem...
	Wenn der Verein „Lebenshilfe Tübingen e.V.“ nicht mehr besteht, so fällt das verbleibende Vermögen an den Landesverband Baden-Württemberg der Lebenshilfe für Menschen mit Behinderung e.V. oder seinen Rechtsnachfolger und die Bundesvereinigung Lebenshi...
	(1) Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe der einschlägigen stiftungsrechtlichen Bestimmungen.
	(2) Stiftungsbehörde ist das Regierungspräsidium Tübingen.
	(3) Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über die Angelegenheiten der Stiftung zu unterrichten. Änderungen in der Zusammensetzung des vertretungsberechtigten Stiftungsorgans sind unaufgefordert anzuzeigen. Die Jahresrechnung mit einer Vermöge...

